
- 7, Sep,

93Für das Nachschlagewerks ja
Für die Sammlungs nein
Für die Fachpresses ja

Gesetz: § 69 Abs. 2 ArbGG; § 242 BGB (Ruhegeld)

Leitsätze}

1. Wenn sich der Streitwert im Berufungsrechtszug geändert 
hat, so kann ihn das Landesarbeitsgericht nunmehr nach 
eigenem Ermessen völlig neu festsetzen,, Es ist nicht 
mehr an eine seiner Meinung nach unrichtige Berechnungs-

) weise des Arbeitsgerichts derart gebunden, daß es diese
zur Grundlage seiner Überlegungen machen und von dem bis­
herigen Streitwert ausgehen müßte. Bas Revisionsgericht 
ist an die Neufestsetzung des Streitwertes durch das 
Landesarbeitsgericht gebunden.

2. Es besteht kein Erfahrungssatz des Inhalts, daß ein Ar­
beitgeber, der seinem .Arbeitnehmer Versorgung seiner 
Witwe verspricht, damit nur die zur Zeit des Versprechens 
lebende Ehefrau, aber nicht eine zukünftige Ehefrau be­
denken will.

3° Hat ein Arbeitnehmer unmittelbar vor seiner Pensionie- 
' rung eine mehr als 20 Jahre jüngere Frau geheiratet, so

liegt noch keine unzulässige Rechtsausübung (Rechtsmiß­
brauch) darin, daß er die Feststellung der Verpflichtung 
des Arbeitgebers zur Zahlung der späteren Witwenrente 
begehrt. Es geht solchen Falles regelmäßig zu Lasten des 
Arbeitgebers, wenn er sich nicht durch eine besondere 
Regelung vor der Kombination solcher für ihn ungünstigen 
Umstände schützt.

Aktenzeichen} 1 AZR 211/55
Urteil des BAG vom 7. September 1956 LAG Kiel
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Im Namen des Volkes!
_A£R 211/55 
■ Sa 321/54 (Kiel)

Verkündet im 7, September 1956
;ez0 Mißler, Angest»
ils Urkundsbeamter 
ler Geschäftsstelle

Urteil

In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf 
Grund der mündlichen Verhandlung vom 7» September 
^956 durch die Bundesrichter Br. König, Br. Berger 
uhd Br. Poelmann sowie die Bundesarbeitsrichter 
J-h'» Winkler und Peiler für Recht erkannt;

Bie Revision der Beklagten gegen das Ur­
teil der 3. Kammer des Landesarbeitsge­
richts Kiel vom 11. März 1955 - 3 Sa 
321/54 - wird auf ihre Kosten zurückge­
wiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n /
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^tbestand

Der Kläger war in der Zeit vom 1. April 1905 "bis zur Er­
reichung der Altersgrenze am 51. Juli 1952 als Angestellter 
bei der Beklagten tätig. Seit dem Jahre 1927 bis zur Einberu­
fung zum Kriegswehrdienst versah er den Bosten eines Haupt­
kassierers bei einem monatlichen Einkommen von 650,—  RM. Im 
August 1945 nahm der Kläger seine Tätigkeit wiedei* auf, wur­
de aber mit anderen Ax’beiten beschäftigt und erhielt zuletzt 
ein als "Wartegeld" bezeichnetes Gehalt von 350,—  DM. Auf 
Grund des u.a. mit dem Klager abgeschlossenen Pensionsabkom- 
mens vom 1. Oktober -1929 steht diesem Ruhegeld zu. In den 
letzten Monaten vor der Pensionierung des Klägers kam es zu 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Parteien über die Prä­
ge, nach welchem Gehalt das Ruhegeld zu berechnen sei.. Es wur­
de ein außergerichtlicher Vergleich dahin erzielt, daß dem 
Kläger ein Ruhegeld in Höhe von 325,—  DM monatlich zugesi­
chert wurde, während im übrigen die Bestimmungen des Pensions- 
abkommens vom Jahre 1929 weiterhin gelten sollten.

Der Kläger war zur Zeit des Vergleichsabschlusses unver­
heiratet. Zwei frühere Ehen waren durch Scheidung aufgelöst 
worden. Der Kläger hatte 22 Jahre lang die satzungsgemäßen 
Prauenbeiträge für eine künftige Witwenpension gezahlt. Am 
26. Juli 1952, also 5 läge vor seiner Pensionierung, ging 
der Kläger eine dritte Ehe mit einer um 24 Jahre jüngeren 
Brau ein und bat am gleichen läge schriftlich die Beklagte, 
seine Ehefi’au in die Altersversorgung mitaufzunehmen und von 
seinem Juligehalt den Prauenbeitrag abzuziehen. Dieses Ver­
langen lehnte die Beklagte mit Brief vom 19. August 1952 ab, 
da sie bei dem Vergleich über die Höhe des Ruhegeldes davon 
ausgegangen sei, daß der Kläger unverheiratet sei und blei­
ben werde»

Die hier in Präge kommenden Bestimmungen des Pensions­
abkommens lauten?
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§ 3 
Beiträge

Jedes Mitglied führt monatlich an die "National”, sofern es 
unverheiratet ist, 6/ (seit 1.7»1935 = 4/), sofern es ver­
heiratet ist, lV2fo (seit 1.7.1935 - 5/) seines pensionsfähi­
gen Gehalts ab.
Ist ein Mitglied mehr als 15 Jahre älter als seine Ehefrau, 
so hat es- daneben einen Sonderbeitrag von 4/ seines pensions­
fähigen Gehalts zu entrichten.

§ 6

Pension
Die unter obigen Toraussetzungen an die Mitglieder zu gewäh­
rende Pension beträgt für jedes Beitragsjahr 1/40 des zuletzt 
erreichten pensionsfähigen Gehalts. Die Höchstpension beträgt 
30/40 dieses Gehaltes (siehe § 2). Mitgliedsjahre, die in der 
früheren Pensionskasse für die Beamten der "National” bis zum 
31.12.1922 zurückgelegt sind, werden voll als Beitragsjahre 
angerechnetj im übrigen ab 1.4.1925«
Als volles Beitragsjahr gilt auch ein Zeitraum von mindestens 
sechs Monaten.

§ 7
Witwenpension, Erziehungsbeiträge

Die Witwenpension wird an die Witwen der Mitglieder und Pen­sionäre gezahlt. Voraussetzung ist, daß der Verstorbene die 
Ehe noch als Mitglied und mindestens zwei Jahre vor seinem 
Ableben geschlossen hat. Die Witwenpension beträgt 30/ des 
pensionsfähigen Gehaltes, höchstens HM 1.800,—  bzw. RM 
1.080, — . Bei Wiederverheiratung kommt sie in Wegfall.
PP»

Nachdem es schon zu verschiedenen anderen Rechtsstrei­
tigkeiten zwischen den Parteien gekommen ist, begehrt der 
Kläger nunmehr die Peststellung, daß die Beklagte verpflich­
tet sei, nach seinem lode der jetzigen Ehefrau lebensläng­
lich bzw. bis zu deren Wiederverheiratung eine monatliche 
Pension in Höhe von 105,—  DM zu zahlen.

Die Beklagte bestreitet nicht die Höhe, aber den Grund 
des Anspruchs. Sie ist der Meinung, das Begehren des Klägers
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verstoße gegen Treu und Glauben, stelle insbesondere eine unzu­
lässige Rechtsausübung dar, wenn auch die formellen Vorbedin­
gungen für die Zahlung eines Witwengeldes gegeben seien. Die ; 
Ehe des Klägers sei noch vor der Pensionierung als typische 
Rentenehe geschlossen. Der Kläger nutze die formal gegebene 
Rechtsstellung zu Lasten der Beklagten mißbräuchlich aus. Ein 
Rechtsmißbrauch liege um so mehr vor, als die Beklagte sich 
unmittelbar vorher zu einem dem Kläger günstigen außergericht­
lichen Vergleich über dessen eigene Pension bereit gefunden 
hätte.

Das Arbeitsgericht hat der Klage unter Festsetzung des 
Streitwerts auf 1.300,—  DM stattgegeben. Mit ihrer Berufung 
begehrte die Beklagte nur noch Klageabweisung, soweit ihre 
Verpflichtung zur Ruhegeldzahlung vor Vollendung des 60. Le­
bensjahres der Witwe festgestellt werden soll. Das Landesar- 
beitsgericht hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen und 
den Streitwert anderweit auf 7.000,—  DM festgesetzt. Mit der 
Revision, die die Beklagte insbesondere auch auf die rechtli­
chen Gesichtspunkte der Veränderung der Geschäftsgrundlage und 
des Verschuldens bei Vertragsschluß stützt, wird von der Be­
klagten weiterhin die Abweisung der Klage im Rahmen ihrer Be- 
rufmigsanträge begehrt, während der Kläger um Zurückweisung 
der'Revision bittet.

Entscheidungsgründe

1. Die Revision ist wegen der Höhe des Streitwerts, der vom 
Landesarbeitsgericht anderweit auf 7.000,—  DM festgesetzt 
wurde, an sich statthaft. Das Arbeitsgericht hatte den Streit­
wert nur mit 1.300,—  DM angesetzt. Das Berufungsgericht war 
aber zu einer Abänderung befugt (§ 69 Abs. 2 ArbGG), da sich 
der Wert des Streitgegenstandes nach Erlaß des erstinstanzli­
chen Urteils dadurch geändert hatte, daß die Beklagte ihre Be­
rufung beschränkte und nur noch teilweise die Abweisung der 
Klage begehrte. Allerdings hat das Landesarbeitsgericht den
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Streitwert nicht herabgesetzt, sondern erhöht, weil es die 
Wertfestsetzung des Arbeitsgerichts für unrichtig ansaho Die­
se Festsetzung ist aber nicht zu beanstanden» Wenn sich der 
Streitwert im Berufungsrechtszug geändert hat, so kann ihn 
das Landesarbeitsgericht"'nunmehr nach eigenem Ermessen völlig 
neu festsetzen und ist auch nicht mehr an eine seiner Mei­
nung nach unrichtige Berechnungsweise des Arbeitsgerichts 
derart gebunden, daß ks diese zur Grundlage seiner Überlegun­
gen machen und von dem bisherigen Streitwert ausgehen müßte 
(RAG in ARS 33, 97~Z~100_7$ Dietz-Nikisch, ArbGG, § 69 Anm.
16; Dersch-Volkmar, ArbGG, 6» Aufl., § 69 Anm. 9)» Das .Revi­
sionsgericht ist daher auch unter Berücksichtigung der Recht­
sprechung bezüglich der eventuellen Nichtbeachtung einer 
Streitwertänderung (AP Nr. 8 und 14 zu § 69 ArbGG) an die Neu­
festsetzung des Streitwerts durch das Landesarbeitsgericht 
gebunden.

2. Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht auch die Zulässig­
keit der Feststellungsklage nach § 256 bejaht. -Bei dem An­
spruch auf Witwengeld handelt es sich um ein Rechtsverhältnis, 
das zunächst nur zwischen dem Versprechensempfänger (Kläger) 
und der Beklagten, also den Parteien dieses Rechtsstreits, 
besteht (§ 33'\ BGB). Im übrigen erfordert § 256 ZPO nicht, 
daß das festzustellende Rechtsverhältnis zu unmittelbarer 
Wirkung zwischen den Parteien gelangt, sofern nur ein recht­
liches Interesse des Klägers an alsbaldiger Feststellung ge­
geben ist, weil er in seinem Rechtsbereich wenigstens unmit­
telbar betroffen wird. Das ist hier der Fall. Der Kläger will 
berechtigterweise klären, ob seine jetzige Ehefrau nach sei­
nem Ableben den von der Beklagten teilweise bestrittenen An­
spruch auf Versorgung hat, um seine Dispositionen zu deren 
Sicherstellung entsprechend treffen zu können»

5» In der Sache selbst kommt es entgegen der Meinung der 
Revision auf eine nähere Erörterung des außergerichtlichen 
Vergleichs vom 10./16. Juni 1952 nicht an, weil das Klagebe- 
gohren schon unmittelbar auf Grund des § 7 Abs. 1 des Pen-
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sionsabkommens gerechtfertigt ist. Wie zwischen den Parteien 
unstreitig ist, ging es bei den Vergleichsverhandlungen des 
Jahres 1952 darum, ob der Pension des Klägers nur das zuletzt 
bezogene Gehalt von 350,—  DM monatlich zugrunde zu legen 
sei, obwohl er früher als Hauptkassierer 650,—  EM im Monat 
verdient hatte. Nach dem Pensionsabkommen (§6) hätte dem 
Kläger nur ein Anspruch in Höhe von 262,50 DM monatlich zu­
gestanden, wenn man von dem letzten Gehalt äusging. Die Par­
teien einigten sich vergleichsweise auf die Zahlung eines 
Huhegeldes in Höhe von 325,—  DM. Im übrigen sollte es aus­
drücklich bei den Bestimmungen des Pensionsabkommens, also 
auch den über eine Witwenversorgung, verbleiben.

Die Beklagte räumt nun selbst ein, daß an sich die Vor­
aussetzungen für die Gewährung einer Witwenrente nach § 7 . 
des Pensionsabkommens gegeben sind, macht aber geltend, sie 
sei bei VergleichsabSchluß davon ausgegangen, daß der Klä­
ger nicht wieder heiraten werde. Sov/eit sie in der Hevi'sion 
deshalb die Ansicht vertritt, die Geschäftsgrundlage für das 
Abkommen vom Jahre 1952 sei weggefallen, der Vergleich sei 
auch nach § 779 BGB unwirksam und im übrigen müsse der Ge­
sichtspunkt des Verschuldens bei Vertragsschluß Platz grei­
fen, so könnten diese Ausführungen höchstens eine Änderung 
bzw. einen Wegfall des Vergleichs zur Folge haben, d„h„ der 
Vereinbarung über die Höhe der an den Kläger selbst zu zah- 
lenden Pension. Diese Präge ist aber für den hier zu ent­
scheidenden Rechtsstreit ohne Bedeutung. Denn das Witwengeld 
wird nicht von der Pension des Klägers, sondern nach dem ein­
deutigen Wortlaut des § 7 Abs. 1 des Pensionsabkommens von 
seinem ruhegehaltsfähigen Gehalt berechnet. Der Kläger geht 
hinsichtlich der Höhe des Witwengeldes auch nur von dem Be­
trag der zuletzt bezogenen aktiven Dienstbezüge (350,—  DM) 
aus. Alle Rechte und Pflichten, die aus dem Vergleichsab- 
Schluß zwischen den Parteien hergeleitet werden könnten, be­
rühren daher nicht' den Witwengeldanspruch, zumindest nicht 
hinsichtlich der hier geltend gemachten Höhe. Die begehrte 
Feststellung ist unmittelbar nach dem Wortlaut von § 7 Abs. 1
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t
m

des Pensionsabkommens begründet» Diese Vorschrift hat Bestand, 
gleichgültig, ob der Vergleich gültig ist oder nicht»

Es kommt demnach lediglich darauf an, ob das Begehren 
des Klägers sich etwa als unzulässige Rechtsausübung dar- 
stellt. Dabei mag der Revision zuzugeben sein, daß ein Rechts­
mißbrauch schon bei einem objektiv zu mißbilligendem Verhal­
ten gegeben sein kann. Die Revision verkennt aber, daß eine 
unzulässige Rechtsausübung (eventuell nach Aufklärung der 
Umstände) in offenbarer Weise zutage liegen muß, und daß sie 
hier nur unter dem Gesichtspunkt in Frage steht, ob der Klä­
ger die durch § 7 des Pensionsabkommens begründete Rechts- 
Stellung deshalb mißbräuchlich ausnutzt, weil er sie geltend 
macht ohne Rücksicht darauf,daß er’unmittelbar vor seiner 
Pensionierung eine mehr als 20 Jahre jüngere Frau geheiratet 
hat. Diese Frage wird mit Ausführungen des Ländesarbeitsge- 
riehts verneint, die frei von Rechtsirrtum sind und alle we­
sentlichen Umstände berücksichtigen.

Der Kläger hat während Bestehens seiner früheren Ehen 
22 Jahre lang Beiträge für eine Witwenversorgung gezahlt.
Dies vergißt die Revision, wenn sie dem Kläger vorwirft, er 
wollte mit einem einzigen Monatsbeitrag (Juli 1952) das Recht 
auf lebenslängliches Ruhegeld für seine jetzige Ehefrau er- 

') reichen. Es mag zwar richtig sein, daß die Beklagte rnögli-
! cherweise über das normale Maß hinaus mit finanziellen Ver­

pflichtungen belastet werden wird, weil die Ehefrau des Klä­
gers 24 Jahre jünger ist. Diesem Umstand hat aber, worauf 

i das Berufungsgericht zu Recht hinweist, das Pensionsstatut
schon dadurch Rechnung getragen, daß in solchen Fällen er­
höhte Beiträge zu zahlen sind (§ 3 Abs. 2 des Pensionsstatuts) 
Im übrigen macht das Pensionsstatut (§7) die Zahlung einer 
Witwenpension nur davon abhängig, daß die Ehe noch während 
des Bestehens des Dienstverhältnisses geschlossen und noch 
mindestens 2 Jahre bis zum Ableben des Ruheständlers bestan­
den haben muß. Diese Voraussetzungen liegen hier zweifellos 
vor, wie auch die Beklagte einräumt» Wenn die Beklagte die
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Zahlung des erhöhten Pensionsbeitrags des Klägers für Juli 
1952 ablehnte, so kann sie sich hierauf nicht gemäß § 162 
Abs. 1 BGB berufen. Es besteht auch kein'Erfahrungssatz des 
Inhalts, daß ein Arbeitgeber, der seinem Arbeitnehmer Ver­
sorgung seiner Witwe verspricht, damit nur die zur Zeit des 
Versprechens lebende Ehefrau, aber nicht eine zukünftige 
Ehefrau bedenken will (BAG 2, 101 ^ 1 04J7) <> Ohne Rechtsirr­
tum führt das Landesarbeitsgericht in diesem Zusammenhang 
aus, es müsse zu Lasten der Beklagten gehen, wenn sie nicht 
durch eine besondere Regelung sich vor der Kombination meh­
rerer für sie ungünstiger Umstände (Eingehen einer Ehe mit 
einer wesentlich jüngeren Er au kurz vor Eintritt der Pen-. .• 
sionierung) geschützt habe. Erfahrungsgemäß gleichen sich 
auch meist die fälle, in denen unerwartet hohe Ruhegeldlei­
stungen aufzubringen sind, mit solchen aus, die nicht zu 
Versorgungsleistungen in dem voraussichtlichen Umfang füh­
ren. Es ist auch nicht zu beanstanden, wenn das Berufungsge­
richt zur Vermeidung einer völligen Rechtsunsicherheit einer 
Partei grundsätzlich das Recht einräumt, die ihr vertrag­
lich gegebenen Möglichkeiten, insbesondere hinsichtlich der 
Ausnutzung bestimmter fristen, voll auszuschöpfen. M e  Aus­
führungen der Revision, mit der Witwenversorgung eines Ar­
beitnehmers solle deren ’’mittelbare Mitarbeit” abgegolten 
werden, auch der Betriebsrat der Beklagten habe sich auf ei­
nen ablehnenden Standpunkt gestellt, sind hinsichtlich eines 
Rechtsmißbrauchs unerheblich. Ob eine andere Beurteilung am 
Platze wäre, wenn der Kläger, ohne den Willen eine dem Wesen 
der Ehe gerecht werdende Bindung einzugehen, nur zum Zwecke 
der Schädigung der Beklagten geheiratet hätten kann hier da­
hingestellt bleiben. Beim daß hierfür nichts vorliegt, hat 
der Berufungsriehter ohne Rechtsirrtum und im übrigen mit 
unangreifbaren tatsächlichen Feststellungen, gegen die auch 
keine Revisionsangriffe geführt werden, angenommen.

Bringt demnach der Einwand der unzulässigen Rechtß- 
ausübung gegenüber dem feststellungsbegehren des Klägers '
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nicht durch, so muß die Revision mit der Kosteni'olge aus 
§ 97 ZPO zurückgewiesen werden»

gez. Pr. König Pr. Berger Pr. Poelmann

Pr. Y/inkler R. Peiler
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